
Nr. 01_Februar_2020 
 
 

Hinweisbekanntmachung der Gemeinde Gangelt 
gem. § 6 Absatz 1 der Bekanntmachungsverordnung 

in Verbindung  
mit § 15 Absatz 1 der Hauptsatzung der Gemeinde Gangelt 

 
 
Folgende öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde 
Gangelt, www.gangelt.de, vollzogen: 
 
Nr. der 
Bekanntmachung 

Inhalt Bereitstellungstag 
Internet 

2020-02-01 Hinweisbekanntmachung auf die 
Bekanntmachung der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zwischen dem Kreis 
Heinsberg und den kreisangehörigen 
Kommunen über die Durchführung des 
geförderten Breitbandausbaus im Kreis 
Heinsberg 

07.02.2020 

2020-02-02 Bekanntmachung über die Ersatz-
bestimmung des ausgeschiedenen 
Ratsmitglied Ralf Plum 

07.02.2020 

2020-02-03 Bekanntmachung über die Aufstellung des 
Umlegungsplanes „Hinter dem Kamp“ 

07.02.2020 

 
Die Bekanntmachungen können auch bei der Gemeindeverwaltung digital 
eingesehen oder während der üblichen Öffnungszeiten abgeholt werden: 
 
 
Gangelt, den 7. Februar 2020 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Dahlmanns 
 
 
 
Standort 
 

 

 
Datum Aushang 
 

 
07.02.2020 

 
Datum Abnahme 
 

 

 

http://www.gangelt.de/


  Nr. 2020-02-01 

 

Hinweisbekanntmachung auf die 

Bekanntmachung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Kreis 

Heinsberg und den kreisangehörigen Kommunen über die Durchführung des 

geförderten Breitbandausbaus im Kreis Heinsberg  

 

Die Bezirksregierung Köln hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem 
Kreis Heinsberg und den kreisangehörigen Kommunen Erkelenz, Gangelt, 
Geilenkirchen, Heinsberg, Hückelhoven, Selfkant, Übach-Palenberg, Waldfeucht, 
Wassenberg und Wegberg zur Durchführung des geförderten Breitbandausbaus im 
Kreis Heinsberg vom 09.08.2019 gemäß § 24 Abs. 2 i.V.m. § 29 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) am 13.01.2020 aufsichtsbehördlich 
genehmigt und gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 GkG NRW im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Köln (Ausgabe Nr. 3 vom 20.01.2020) öffentlich bekannt gemacht.  

Auf diese Veröffentlichung wird hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG NRW 
hingewiesen.  

 

Gangelt, 28. Januar 2020 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
gez. Dahlmanns 
 
  



  Nr. 2020-02-02 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
über die Ersatzbestimmung für einen Vertreter 

 

 

 

Herr Ralf Plum, Broichhoven 31, 52538 Gangelt, hat durch Erklärung vom 10. Januar 2020 

sein Ratsmandat mit Ablauf des 31. Januar 2020 niedergelegt. 

 

Gemäß § 45 Absatz 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) NRW in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV.NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 11. April 2019 stelle ich fest, dass 

 

der Angestellte 

Jürgen Remarque, Kreuzstraße 22, 52538 Gangelt, 

 

als Ersatzbewerber nach der Reserveliste der Christlich-Demokratischen-Union Deutschlands 

(CDU) als Nachfolger für den ausscheidenden Ratsherrn Ralf Plum in den Rat der Gemeinde 

Gangelt gewählt ist.  

 

Gegen diese Entscheidung können gem. § 39 Absatz 1 KWahlG 

 

a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 

b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, 

die an der Wahl teilgenommen haben, sowie 

c) die Aufsichtsbehörde  

 

innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Einspruch erheben, 

wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Feststellung gem. § 40 Absatz 1 

Buchstabe a) bis c) des Kommunalwahlgesetzes für erforderlich halten.  

Der Einspruch ist beim Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu 

erklären. 

 

 

Gangelt, den 28. Januar 2020 

Gemeinde Gangelt 

Der Wahlleiter   

 

gez. Tholen 

 

 

 



  Nr. 2020-02-03 
 

 
Umlegungsausschuss 
der Gemeinde Gangelt 
 
 
 
 

B E K A N N T M A C H U N G 

 

 

Aufstellung des Umlegungsplanes „Hinter dem Kamp“, Hastenrath 

 

 
Der Umlegungsausschuss der Gemeinde Gangelt hat nach § 66 Absatz 1 Baugesetzbuch 
durch Beschluss vom 30. Januar 2020 den Umlegungsplan aufgestellt. Der Umlegungsplan 
besteht aus der Umlegungskarte und dem Umlegungsverzeichnis. 
 
Der Umlegungsplan enthält gemäß § 66 Absatz 2 Baugesetzbuch den in Aussicht 
genommenen Neuzustand mit allen tatsächlichen und rechtlichen Änderungen, die die im 
Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke erfahren. Der Umlegungsplan kann gemäß § 69 
Absatz 1 Baugesetzbuch bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses der Gemeinde 
Gangelt, Rathaus, Burgstraße 10, Zimmer 206, 52538 Gangelt, eingesehen werden. Den 
Umlegungsplan kann jeder einsehen, der ein berechtigtes Interesse darlegt.  
 
Den am Umlegungsverfahren nach § 48 Baugesetzbuch Beteiligten wird ein ihre Rechte 
betreffender Auszug aus dem Umlegungsplan mit Rechtsbehelfsbelehrung zugestellt (§ 70 
Baugesetzbuch).  
 
 
Gangelt, den 4. Februar 2020  
 
Umlegungsausschuss 
Der Gemeinde Gangelt  
für das Gebiet des Bebauungsplanes 
Nr. 66 „Hinter dem Kamp“ 
 
Der Vorsitzende 
gez.  
Dieder 



 
  Nr. 2020-02-04 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

  
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Gangelt-Nord/V“ in Gangelt im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB  
Hier: 1.) Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Gangelt-Nord/V“ 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634)  
2.) Auslegungsbeschluss für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Gangelt-Nord/V“ gemäß § 
3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634) 
 
1.) Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 10.12.2019 beschlossen, den Bebauungsplan  
Nr. 67 in seiner 1. Änderung zu ändern.  
2.) Der Rat hat in seiner Sitzung am 10.12.2019 ebenfalls beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplanes 
nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  

 
Mittels der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 soll die Baugrenze auf der Fläche Gemarkung 
Gangelt, Flur 4, Flurstück 271 so nach Osten verschoben werden, dass eine bessere Bebaubarkeit des 
Grundstücks möglich wird. Da durch die Änderung des Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung nicht  
berührt werden, ist das Verfahren auf der Grundlage des § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren  
durchzuführen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes (in rot) und des Änderungsbereiches (in blau) 
ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug (DGK5).  

 
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 nebst Begründung liegt in der Zeit vom 
 



 
  Nr. 2020-02-04 

 
 

  2 

27.02.2020 bis einschließlich 27.03.2020 
 
während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu der Bebauungsplanänderung schriftlich, zur 
Niederschrift, im Internet über www.gangelt.de > Rathaus > Bauen und Planen  > Bauleitplanung > Aktuelle 
Beteiligungen oder per E-Mail über info@gangelt.de, abgegeben werden. Gemäß § 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB 
stehen während der öffentlichen Auslegung der Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung und die 
auszulegenden Unterlagen ebenfalls auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt unter Aktuelle 
Beteiligungen zum Download bereit. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem 
Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de 
zugänglich.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 a Abs. 6 
BauGB wird darauf hingewiesen, dass bei der Aufstellung eines Bauleitplanes ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können. 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
Erklärung 
Die Beschlüsse zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Gangelt-Nord/V“ werden 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Hinweise  
1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses zum Entwurf der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 „Gangelt-Nord/V“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 10.12.2019 
überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
 
 
 

http://www.gangelt.de/
mailto:info@gangelt.de
http://www.uvp.nrw.de/


 
  Nr. 2020-02-04 

 
 

  3 

 
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Gangelt, 03.02.2020 
Tholen 
Bürgermeister 
 
 

 
Standort 
 

 

 
Datum Aushang 
 

 

07.02.2020 

 
Datum Abnahme 
 

 

 



  Nr. 2020-02-05 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

  
6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 „An der Sittarder Hecke“ in Gangelt im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB  
Hier: 1.) Aufstellungsbeschluss zur 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 „An der Sittarder 
Hecke“ gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)  
2.) Auslegungsbeschluss für die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 „An der Sittarder Hecke“ 
gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) 
 
1.) Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 10.12.2019 beschlossen, den Bebauungsplan  
Nr. 37 in seiner 6. Änderung zu ändern.  
2.) Der Rat hat in seiner Sitzung am 10.12.2019 ebenfalls beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplanes 
nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  

 
Mittels der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 soll die Schließung der bestehenden Zäsur des 
Baufensters auf den verfahrensgegenständlichen Flächen erfolgen. Da durch die Änderung des 
Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, ist das Verfahren auf der Grundlage des 
§ 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchzuführen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes (in rot) 
und des Änderungsbereiches (in blau) ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug (DGK5).  

 
Der Entwurf der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 nebst Begründung liegt in der Zeit vom 

27.02.2020 bis einschließlich 27.03.2020 



  Nr. 2020-02-05 
 

  2 

 
 
während der allgemeinen Dienststunden montags bis freitags von 08.15 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Gangelt, 52538 Gangelt, Burgstr. 10, Zimmer-Nr.: 201/202, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu der Bebauungsplanänderung schriftlich, zur 
Niederschrift, im Internet über www.gangelt.de > Rathaus > Bauen und Planen  > Bauleitplanung > Aktuelle 
Beteiligungen oder per E-Mail über info@gangelt.de, abgegeben werden. Gemäß § 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB 
stehen während der öffentlichen Auslegung der Inhalt dieser öffentlichen Bekanntmachung und die 
auszulegenden Unterlagen ebenfalls auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt unter Aktuelle 
Beteiligungen zum Download bereit. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem 
Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de 
zugänglich.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 a Abs. 6 
BauGB wird darauf hingewiesen, dass bei der Aufstellung eines Bauleitplanes ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können. 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 
NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516)  in der zurzeit geltenden Fassung  
Erklärung 
Die Beschlüsse zum Entwurf der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 „An der Sittarder Hecke“ 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Hinweise  
1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW)  vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516) in der 
zurzeit geltenden Fassung  
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses zum Entwurf der             
6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 37 „An der Sittarder Hecke“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 
10.12.2019 überein. Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 
 
 
 

http://www.gangelt.de/
mailto:info@gangelt.de
http://www.uvp.nrw.de/


  Nr. 2020-02-05 
 

  3 

 
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  
 
Gangelt, 03.02.2020 
Tholen 
Bürgermeister 
 
 

 
Standort 
 

 

 
Datum Aushang 
 

 

07.02.2020 

 
Datum Abnahme 
 

 

 



Nr. 06_Februar_2020 
 
 

Hinweisbekanntmachung der Gemeinde Gangelt 
gem. § 6 Absatz 1 der Bekanntmachungsverordnung 

in Verbindung  
mit § 15 Absatz 1 der Hauptsatzung der Gemeinde Gangelt 

 
 
Folgende öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde 
Gangelt, www.gangelt.de, vollzogen: 
 
Nr. der 
Bekanntmachung 

Inhalt Bereitstellungstag 
Internet 

2020-02-07 Bekanntmachung über die Einteilung der 
Wahlgebiete für die Kommunalwahl 2020 

19.02.2020 

2020-02-08 Bekanntmachung über die Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Kommunalwahl 2020 

19.02.2020 

 
Die Bekanntmachungen können auch bei der Gemeindeverwaltung digital 
eingesehen oder während der üblichen Öffnungszeiten abgeholt werden: 
 
 
Gangelt, den 19. Februar 2020 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Dahlmanns 
 
 
 
Standort 
 

 

 
Datum Aushang 
 

 
19.02.2020 

 
Datum Abnahme 
 

 

 

http://www.gangelt.de/


    

 Nr. 2020-02-07 
 
 

Bekanntmachung 
 
Gemäß § 6 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen – 
Kommunalwahlgesetz (KWahlG) – und § 3 Ziffer 2 der Kommunalwahlordnung, beide in der 
z.Zt. gültigen Fassung – wird hiermit öffentlich bekannt gemacht, dass der Wahlausschuss des 
Rates der Gemeinde Gangelt in seiner Sitzung am 06. Februar 2020 für die Kommunalwahlen 
2020 die Neueinteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke wie folgt vorgenommen hat: 
 
 
 
 
WBZ-Nr. Wahlbezirk Wahlbezirkseinteilung 
1 Gangelt I Bruchstraße – Burgstraße - Borheggenstraße -  

Freihof –  Haus im Bongert – Heinsberger Straße - 
Katharina-Kasper-Straße - Kirchstraße – Markt –  
Sittarder Straße – Wallstraße -   

2 Gangelt II Am Wald – Am Freibad – Buschweg -  Dietrich-
Bonhoeffer-Straße - Etzenrather Mühle - Franz-
Savels-Straße – Lohausstraße – Luisenring – 
Schinvelder Straße – Waldstraße -  Zur Dahlmühle 
– Zur Mohrenmühle - Zum Schanzberg 

3 Gangelt III Am Bongert – An der Weißdornhecke -  
Bruchwiese – Frankenstraße – Gangilusstraße – 
Hanxler Straße – Hof Grünental - Kritzraedtstraße – 
Mercator Straße- Pastor-Fischenich-Straße – Pastor-
Schleyer-Straße – Peter- Staas-Straße – Sittarder 
Hecke -  

4 Gangelt IV Dr.-von den Driesch- Straße - Einhardstraße - 
Hermann-Josef-Claeßen-Straße – Im Grootfeld – Im 
Hatskestal  – Lindenhof – Lindenstraße – 
Schützengraben - Vinteln – Wasserfeld - 
Wolfgsgasse  

5 Stahe-Niederbusch-
Hohenbusch 

Am Krümmelbach - An der Venn – Dorfstraße – 
Hohenbusch – Kirchweg - Kleiner Weg – Lambert-
Schlun-Weg – Neutrale Straße - Ringstraße  

6 Stahe Am Kreuzberg – Am Taubenberg – Am Wasberg – 
Bundesstraße – Engels Mühle - Gebrannte Straße – 
Im Kamp – Kalberg - Knuppstraße – Kurt-Preuss-
Weg -Mühlenweg – Niederbuscher Weg – 
Rodebachstraße – Zum Wirtsberg – Zur Platzmühle 

7 Langbroich-Harzelt Am Bendenfeld - Am Feldkreuz – Am Saeffelbach 
– An der Sandgrube - Bergstraße – Brauereistraße – 
Grüner Weg – Im Erlenbruch – Im Heggen – Im 
Winkel – Mittelstraße – Quellstraße – Schulsteg - 
Selfkantstraße  - 

8 Schierwaldenrath Am Bahnhof – Brökerstraße – Hinter dem Dorf – 
Klein Feldchen – Maarstraße – Oberstraße – Palz – 
Pater-Raes-Straße  

9 Breberen  Altenburgstraße – Am Kreuzweg – Am Schmitter 
Weg – Am Steg – Barbara-Wolters-Straße – 



    

 Nr. 2020-02-07 
 

Bachstraße bis Haus-8 - Broichhoven - Dr.-Kutsch-
Straße – Gartenbausiedlung - Kollweider Hof - 
Mühlenstraße – Nachbarheid - Pastor-Dünwald-
Straße – Pastor-Roblek-Straße – Pastor-Schmitz-
Straße – Römerstraße – Waldfeuchter Straße 

10 Breberen-Brüxgen Am Damm– Bachstraße ab Haus-Nr. 9 –Bredbur-
Platz - Buscherheide - Heidweg – Hochstraße – 
Josefstraße – Kirchberg –Maternusstraße – Schümm 
– Schützenstraße –Sebastianusstraße - 

11 Hastenrath Eichenweg – Endener Straße – Gangelter Straße – 
Herkenrather Straße – Hinter dem Kamp – 
Hoferstraße – Im Gang – Lindenwinkel – Pastor-
Hoeymakers-Straße – Schulstraße – von-Lieck-
Straße – Gangelt: Elisabeth-von Cleef-Straße 
Hastenrather Straße – Hof Grootfeld – Johann-
Coenen-Straße - Raiffeisenstraße -  

12 Kreuzrath Benterkaul – Ganterheide – Hauptstraße – Im 
Feldblick – Im Huuk - Im Kranzfeld – Langhecker 
Weg – Pilsstraße – Ziegeleistraße –  

13 Birgden I Amselstraße – Asternstraße – Bahnhofstraße – 
Drosselweg - Fasanenstraße – Finkenstraße – 
Fliederstraße – Im Unkelsfeld – Lerchenring – 
Paulssträßchen – Rosenweg 

14 Birgden II Elsternweg - Gaterstraße – Hanstrasse – Im Hönzel 
– Rabenweg – Rebhuhnstraße 

15 Birgden III An der Vogelstange – Großer Pley - Hinterm 
Betkreuz - Kreuzstraße – Neustraße  - Starzend 

16 Birgden IV Am Hanbusch – Am Heggeströper – Am 
Nickelsberg - Barbarastraße – Birkenstraße - 
Geilenkirchener Straße – Heinrich-Aretz-Straße - 
Hoferweg - Magdalenastraße – Philippenkuhle – 
Schniewind-Straße – Seidenstraße – Sohland-Straße 
– Tannenstraße – Urbanusstraße – Weberstraße   
 

 
 

Die Zulassung der Über- bzw. Unterschreitung der Mindesteinwohnerzahl (MEZ) von 
mehr als 15 % bei den Wahlberechtigten (Deutsche u. EU-Bürger) in den 
Wahlbezirken 8 Schierwaldenrath, 9 Breberen 1, 10 Breberen 2, 11 Hastenrath und 12 
Kreuzrath wird beibehalten, um die in den einzelnen Orten gewachsenen 
Ortsstrukturen beizubehalten und damit eine negative Beeinflussung auf die 
Wahlbeteiligung   zu vermeiden.  

 
Gangelt, den 10. Februar 2020  
Gemeinde Gangelt  
Der Wahlleiter 
 
 
Tholen 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung  
 

Aufforderung der Gemeinde Gangelt zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der 
Gemeinde Gangelt am 13. September 2020 sowie einer ggf. erforderlichen 
Stichwahl am 27. September 2020 
 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO – vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 
592, 967/SGV. NRW. 1112), zuletzt geändert durch Verordnung vom 09. Oktober 2019 (GV. 
NRW. S. 602) fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf.  
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der 
Gemeinde Gangelt, Burgstraße 10, 52538 Gangelt, Zimmer 104, während der 
Öffnungszeiten (montags bis freitags von 08.15 bis 12.30 Uhr, dienstags von 14.00 Uhr bis 
16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr) kostenlos ausgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 5 des 
Kommunalwahlgesetzes – KWahlG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1998 (GV.NRW. S. 454, ber. S. 509/SGV. NRW. 1112), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
11. April 2019 (GV. NRW. S. 202) und der §§ 25, 26 und 31 sowie §§ 75a und 75b KWahlO 
weise ich hin. 
 
 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1  
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ 
Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 
 
1.2  
Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem 
Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im 
Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, 
so kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerberinnen in einer Versammlung 
von Wahlberechtigten aufstellen lassen.  
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger/ 
Unionsbürgerinnen), die in Deutschland bzw. im Wahlgebiet wohnen, sind unter den gleichen 
Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  
 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der 
Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für die Bestimmung 
eines Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen 
Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des 
Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.  
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Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am 
Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen 
Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.  
 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Bewerberinnen 
sind frühestens ab dem 01. August 2019, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke 
frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in 
Wahlbezirke (10. Februar 2020), zu wählen.  
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den 
Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen 
solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig.  
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über 
die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie 
über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und 
Wählergruppen durch ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit 
Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen 
Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist 
mit dem Wahlvorschlag einzureichen.  
 
Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von dieser Versammlung 
bestimmte Teilnehmer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu 
versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeisters/ 
der Bürgermeisterin und der Bewerber/Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer 
Abstimmung erfolgt sind. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides 
statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/ 
Bewerberinnen und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer 
Abstimmung erfolgt sind.  
 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides 
statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlages. 
 
1.3  
Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 
Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des 
zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche 
Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der 
Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben.  
 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG 
dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem 
Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und 
Programm von Parteien und Wählergruppen eingereicht werden können, hat das Ministerium 
des Innern am 27. November 2019 öffentlich bekannt gemacht (MBl. NRW. S. 764). 
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2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
 
2.1  
Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von 
Parteien und Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der 
Bewerber/die Bewerberin entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten 
Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des 
gemeinsamen Wahlvorschlages dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber/die 
gemeinsame Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen.  
 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem 
Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten:  
- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 

Wahlvorschlag einreicht, andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

- Familienname, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
2.2  
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen von den für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der 
Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlages im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 
 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst 
vorschlagen. 
 
2.3 
Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
außerdem von mindestens 160 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister als 
Bewerber vorgeschlagen wird (§ 46d Abs. 1 S. 3 KWahlG). Die Wahlberechtigung ist 
nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis kann infolge 
von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechzeitig 
erbracht werden.  
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn 
alle beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und 
Wählergruppen fallen. 
 
2.4  
Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 160 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind 
die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen.  
 
Dabei ist folgendes zu beachten:  
 
-  
-  
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- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der 

Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, 
die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/ Einzelbewerberinnen das  
 
Kennwort, sowie Familienname, die Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden 
Bewerbers/Bewerberin sowie die Kontaktdaten, die in die Datenschutzhinweise auf der 
Rückseite der Anlage 14c unter Nr. 3 aufzunehmen sind, anzugeben. Der Wahlleiter hat 
diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum 
Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des 
Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung sind vom 
Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich auszufüllen.  

- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 
Bescheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO 
beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

- Ein Wahlberechtigter/eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; 
hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen 
weiteren Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines 
Wahlvorschlages für einen Wahlbezirk und eine Reserveliste bleibt unberührt.  
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist 
zulässig, wenn dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
2.5  
Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 

12c zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu 
versichern, dass er/sie für keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur Bürgermeisterin 
oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die 
Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO abgegeben werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des 
Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG 
vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1  
Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a KWahlO 
eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 

Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen 
können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

- Familienname, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die  

-  
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Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
beschäftigt sind, anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
 
 
3.2  
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen 
Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre 
Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 
 
3.3  
Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner 
von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat/die Kandidatin 
aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist 
nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichner/Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der/die 
Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
3.4  
Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner/die Unterzeichnerin im 
Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch den 
Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
 
3.5  
Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 

12a zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die 
Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO erteilt werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der 
Bewerber/der Bewerberinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen 
Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung 
der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag 
im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 bis 10 dieser Bekanntmachung). 

- Sofern sich Beamte/Beamtinnen oder Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen nach § 13 Abs. 1 
oder 6 des KWahlG bewerben, eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder 
Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln für 
erforderlich hält. 
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4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1  
Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine 
Partei oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
 
 
4.2  
Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie 
muss enthalten: 
 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die 

Reserveliste einreicht; 
- Familienname, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 

(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer 
Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, 
unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/einer 
im Wahlbezirk oder für einen/einer auf einer Reserveliste aufgestellte/n Bewerber/ 
Bewerberin sein soll. 
 
4.3  
Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin 
für einen im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen 
Bewerber/aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die 
Reserveliste ferner enthalten: 
 
- den Familien- und Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/ 

die zu ersetzende Bewerber/ Bewerberin aufgestellt ist. 
 
4.4  
Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem 
von mindestens 11 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
4.5  
Muss die Reserveliste außerdem von mindestens 11 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur 
KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 
2.4 entsprechend.  
 
4.6 
Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach 
dem Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO 
abzugeben. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/ 
Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem 
Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist.  
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Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung 
der Gemeinde Gangelt sind spätestens bis zum 16. Juli 2020, 18.00 Uhr 
(Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der Gemeinde Gangelt, Burgstraße 10, 52538 Gangelt, 
Zimmer 104, einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin 
einzureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
vorher noch behoben werden können.  
Auf die Bekanntmachung zur geänderten Wahlbezirkseinteilung für die Kommunalwahlen  in 
der Gemeinde Gangelt vom 10. Februar 2020 (Aushang am Rathaus am 19. Februar 2020) 
wird hingewiesen. Neben der bereits hiermit vollzogenen Wahlbekanntmachung sind alle 
derartigen Veröffentlichungen des Bürgermeisters der Gemeinde Gangelt auch im Internet 
unter der Web-Adresse www.gangelt.de abrufbar. 
 
Gangelt, den 19. Februar 2020 
 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
 
Tholen 

http://www.gemeinde.gangelt.de/
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